
Prometheus – Das Freiheitsinstitut
verleiht der Deutschen Umwelthilfe e.
V. „Goldenen Engel der
Scheinheiligkeit“

Sehr geehrte Damen und Herren,

es ist uns eine Freude, Ihnen mitteilen zu können, dass Sie als erster
Preisträger für unseren „Goldenen Engel der Scheinheiligkeit“ ausgewählt
wurden. 

Als Kandidaten qualifizieren sich Organisationen, bei denen Anspruch,
Auftreten und Ansehen in einem besonderen Missverhältnis zur
dahinterliegenden Wirklichkeit stehen.

Sie bezeichnen sich selbst auf ihrer Website als „nichtstaatliche
Umweltorganisation“. Als große Freunde zivilgesellschaftlichen Engagements
begrüßen wir alles Nichtstaatliche. Und zwar vornehmlich aus zwei Gründen:
Nichtstaatliche Organisationen belasten nicht das Portemonnaie der
Steuerzahler, sondern sorgen selber für ihre Finanzierung. Nichtstaatliche
Organisationen setzen auf freiwillige Kooperation und Überzeugungsarbeit
anstatt auf den Zwang, den staatliche Stellen ausüben.

In beiden Fällen erfüllen Sie nicht die Kriterien, wodurch Sie sich als
Preisträger qualifizieren.

1. Sie belasten den Steuerzahler in nicht unerheblichem Maße und beziehen mit
ihren Aktivitäten als Verbandskläger Gelder, die andernfalls staatlichen
Kassen zufließen würden.

In Ihrem Jahresabschluss 2016 weisen Sie 19,7 % Ihres Jahresbudgets als
„öffentliche Zuschüsse“ aus, das sind insgesamt 1.600.290 €. Hinzu kommen
noch weitere 76.085 € aus Bußgeldern, so dass mindestens rund ein Fünftel
Ihres Etats aus staatlichen Quellen stammt – mit anderen Worten: vom
Steuerzahler. Weitere 2.460.719 € stammen aus ihrer Tätigkeit als
„klageberechtigter Verbraucherschutzverein“, sind also ohne die staatliche
Unterstützung und Zertifizierung nicht einzutreiben. Damit sind wir bereits
bei 4.137.094 € (50,97 % des Jahresbudgets). Aus welchen Quellen die
1.113.415 € „Sonstige Zuschüsse“ und „Sonstige Erträge“ stammen, ist leider
nicht ersichtlich. Lediglich 2.772.305 € (34,15 %) können eindeutig privaten
Quellen in Form von Spenden und Sponsoring zugeordnet werden. Wir bezweifeln,
dass man sich wirklich noch als nichtstaatlich bezeichnen kann, wenn mehr als
die Hälfte des Budgets unmittelbar und mittelbar durch staatliche Stellen zur
Verfügung gestellt wird.

2. Sie setzen in vielen Fällen nicht auf Kooperation und Überzeugungsarbeit,
sondern nutzen staatliche Zwangsmittel zur Durchsetzung ihrer Ziele oder
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stellen sich sogar als Organisation dar, die hoheitliche Aufgaben übernimmt.

In Ihrem Jahresbericht von 2017 beschreiben Sie Ihre Tätigkeit unter anderem
folgendermaßen: „Die DUH überwacht inzwischen in vielen Bereichen
gezwungenermaßen die Umsetzung der Umwelt- und Verbrauchergesetze und
übernimmt damit die Aufgabe der staatlichen Überwachungsbehörden.“ Abgesehen
von der Frage, wer Sie dazu gezwungen hat, ist es aus unserer Sicht keine
besonders begrüßenswerte Situation, wenn sich zivilgesellschaftliche
Gruppierungen wie Hilfs-Sheriffs betätigen. Ihr Bundesgeschäftsführer Jürgen
Resch nutzt zwar in seinem Interview in selbigem Jahresbericht Bilder aus dem
Wilden Westen, wenn er beansprucht, einen „rechtsfreien Raum“ zu schließen,
„weil die zuständige Behörden die Kontrollen verweigern“. Allerdings ist die
Aufgabe von nichtstaatlichen oder zivilgesellschaftlichen Organisationen in
unserem Verständnis nicht, sich staatlichen Stellen wie einst die
Kaffeeschnüffler im alten Preußen anzudienen oder sich gar als
parastaatlicher Akteur hoheitlicher Aufgaben anzunehmen. Das mag alles legal
sein, widerspricht aber dem gängigen Verständnis von „nichtstaatlich“.

Ganz an den Anfang Ihres Jahresberichts stellen Sie als eine Art Motto Ihrer
Arbeit den Satz „Die DUH fördert in den politisch sich ändernden Zeiten eine
Kultur der demokratischen Teilhabe durch den Austausch von Argumenten.“ Aus
unserer Sicht erfüllen Sie diesen Anspruch in keiner Weise. Das beginnt
damit, dass Ihre Tätigkeit im Bereich der Verbandsklagen ja gerade nicht
argumentativ stattfindet, unbeschadet der Tatsache, dass Sie sicherlich in
anderen Tätigkeitsfeldern den dialogischen Weg wählen, was wir in jedem
einzelnen Fall natürlich sehr begrüßen.

Mit den „politisch sich ändernden Zeiten“ ist vermutlich der Aufstieg von
Populisten gemeint sowie die damit einhergehende Verschärfung des
öffentlichen Diskurses. Auch wir sehen diese Veränderungen mit sehr großer
Sorge, geht es doch um die Grundlagen einer offenen und freien Gesellschaft,
die durch Polemik, Zwietracht und populistische Forderungen in Gefahr
gebracht werden. Nun ist unser Eindruck, dass Sie diese Veränderungen nicht
bekämpfen, sondern ganz im Gegenteil einen nicht unerheblichen Anteil an
deren Entstehung haben. Im Folgenden möchten wir das anhand Ihres
Jahresberichts von 2017 darlegen, insbesondere im Blick auf Originaltöne von
Ihrem Bundesgeschäftsführer Jürgen Resch, Ihrer Stellvertretenden
Bundesgeschäftsführerin Barbara Metz, des Abteilungsleiters
Kreislaufwirtschaft Thomas Fischer und der Abteilungsleiterin
Verbraucherschutz Agnes Sauter.

1. Sie pflegen eine Rhetorik, die man fast wortgleich im rechten bis
rechtsradikalen Umfeld findet. Wenn etwa Herr Resch behauptet „der Diesel-
Abgasbetrug offenbart das organisierte Staatsversagen“, dann erinnert die
Vorstellung eines organisierten, also absichtsvollen Staatsversagens an
verschwörungstheoretische Behauptungen. In eine ähnliche Richtung geht die
Behauptung von Herrn Fischer: „Aus Angst, etwas gegen die Industrie zu
unternehmen, wollte Bundesumweltministerin Hendricks ihre Politik der
Einwegindustrie und den Discountern anpassen.“ Finstere Mächte werden hier
ausgemalt, die einen versagenden Staat vollkommen unter Kontrolle haben. Oder
mit den Worten von Herrn Resch: „Wir erleben, wie die Autokonzerne
durchregieren und die Autokanzlerin Angela Merkel durch die Chefs von



Daimler, BMW und VW ferngesteuert wird.“ Was dem ungarischen
Ministerpräsidenten George Soros ist, scheinen Ihnen Industriekonzerne zu
sein.

2. Zur Rechtfertigung Ihrer eigenen Tätigkeiten stellen Sie Behauptungen auf
wie: „das völlige Fehlen einer staatlichen Kontrolle“ (Resch); die Existenz
rechtsfreier Räume (Resch); dass „Behörden aus einer falsch verstandenen
Rücksichtnahme auf die Profitinteressen der Unternehmen deren Rechtsverstöße
tolerieren“ (Sauter); „Betrug am Verbraucher“ (Metz); „Der Staat lässt also
auch hier zu, dass die Konzerne betrügen“ (Resch); und „Der Staat lässt
Wirtschaftsunternehmen fast gänzlich unbehelligt gegen Energieverbrauchs- und
Effizienzangaben von Haushaltsgeräten, Pkw und Reifen verstoßen“ (Sauter).
Deutschland und sein politisches System in Worten zu beschreiben, die die
Situation in Somalia oder Afghanistan relativ akkurat beschreiben würden, ist
schon in sich eine Respektlosigkeit gegenüber den Menschen, die wirklich
Opfer rechtsfreier Räume werden und um ihr Eigentum, Leib und Leben fürchten
müssen. Darüber hinaus ist es aber auch ein Alarmismus, der existentielle
Ängste hervorruft. Es ist möglich – und viele politische Akteure beweisen das
– die realen Umweltbelastungen in einer Weise zu thematisieren, die
öffentliche Aufmerksamkeit erregt, ohne mit apokalyptischen Szenarien zu
arbeiten.

3. Sie schüren in erheblichem Maße Ressentiments innerhalb der Gesellschaft
durch Ihre hoch aggressive, undifferenzierte und polarisierende Kritik an
Unternehmen. Sie behaupten pauschal, dass „alle Unternehmen … den Rechtsbruch
wissentlich in Kauf“ nehmen (Sauter). Während selbstverständlich außer Frage
steht, dass einzelne Verantwortliche in einigen Konzernen bewusst staatliche
Vorschriften umgangen haben, ist diese Verallgemeinerung ein Beispiel purer
Polemik. Noch weniger differenziert ist die Behauptung im redaktionellen Teil
des Jahresberichts: „Umweltschützer erleben oft kriminelle Machenschaften
oder um es korrekt zu sagen: illegale Praktiken von Unternehmen.“ Ja, sie
unterstellen Unternehmen sogar eine aktive Zerstörung der Grundordnung
unseres Landes: „Die Einflussnahme der Industrie auf die Politik untergräbt
inzwischen auch in Deutschland das demokratische System.“ (Metz) Die
Personalisierung, die mit diesen Anschuldigungen einhergeht („Unternehmen“,
„Konzerne“) spiegelt in keiner Weise die tatsächliche Situation wider, wo
einzelne Personen gegen geltendes Recht verstoßen haben, eignet sich aber
natürlich hervorragend, um Bilder einer Verschwörung der „bösen“ Industrie
gegen die „wehrlosen“ Menschen zu zeichnen.

Völlig außer Acht gelassen wird dabei, wie viele Unternehmer und Manager in
äußerst verantwortungsvoller Weise zum Wohl des Gemeinwesens beitragen.

Die Darstellung Deutschlands als eines Landes mit Staatsversagen,
rechtsfreien Räumen, korrupten Behörden und Ministern und einer
„ferngesteuerten“ Kanzlerin ist maßlos übertrieben und trägt ebenso zur
Vergiftung des öffentlichen Diskurses bei wie die Darstellung von Unternehmen
als finsteren Mächten, die letztlich insbesondere dazu dient, Ihre eigene
Arbeit als besonders heroisch und tugendhaft darzustellen. Wenn Panik
geschürt wird und Kritik geäußert, wird ohne die Regeln zivilisierten
Diskurses einzuhalten, ist es wenig überraschend, wenn die entsprechenden
alarmistischen und hetzerischen Botschaften vom rechten und linken Rand des



Spektrums auf fruchtbaren Boden fallen. Die „politisch sich ändernden“ Zeiten
haben Sie mit herangezüchtet.

Das ist ganz besonders bedauerlich, weil es offensichtlich auch in Ihrer
Organisation viele engagierte Umweltfreunde gibt, die mit positiven Methoden,
konstruktiven Initiativen und viel Herzblut dazu beitragen, dass unsere Natur
geschützt und erhalten wird. Deren Einsatz diskreditieren Sie durch Ihre
polemische Kommunikation und ihre exzessiven (wenn auch – natürlich – ganz
und gar legalen) Tätigkeiten als bezahlte Hilfs-Sheriffs. Wir möchten diesen
Menschen gegenüber unser Bedauern ausdrücken.

Wir schätzen den Beitrag, den nichtstaatliche und zivilgesellschaftliche
Organisationen in unserem Gemeinwesen leisten, sehr hoch – von „Ärzte ohne
Grenzen“ über den „Bund der Steuerzahler“ bis zu Initiativen wie
„Arbeiterkind“ reicht das Spektrum von Akteuren, die einen fundamentalen
Beitrag leisten zu einem gedeihlichen Miteinander. Den Ansprüchen, die durch
die Arbeit solcher Organisationen gesetzt werden, genügen Sie nicht. Und doch
stellen Sie sich mit ihnen auf eine Stufe. Auch durch die Finanzierung durch
unmittelbare und mittelbare staatliche Zuwendungen disqualifizieren Sie in
unseren Augen Ihren Anspruch als „nichtstaatliche“ Organisation. Deshalb
haben wir Sie zum ersten Preisträger unseres „Goldenen Engels der
Scheinheiligkeit“ auserkoren.

Wir wünschen Ihnen gute Besserung und der außerordentlich wichtigen Sache der
Umwelt ehrliche und anständige Fürsprecher.

Mit freundlichen Grüßen,

Frank Schäffler       Clemens Schneider

Der Beitrag erschien zuerst auf dem Blog von Prometheus dem
Freiheitstinstitut
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